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1 Präambel  

Nach § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 4 Gemeindeordnung für Baden-Würt-

temberg (GemO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) 

jeweils in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung (s. Rechtsgrundlagen) hat der 

DŜƳŜƛƴŘŜǊŀǘ ŘŜǊ DŜƳŜƛƴŘŜ IŜǊōŜǊǘƛƴƎŜƴ ŘŜƴ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ α.ŀƘƴhofstraße Süd 

- LƴƴŜƴŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά ƛƴ ǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘŜǊ {ƛǘȊǳƴƎ ŀƳ 16.09.2020 als Satzung beschlossen.  

Der Bebauungsplan mit Grünordnung wird gemäß §13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Ver-

fahren aufgestellt. Von der Umweltprüfung gemäß §2 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. Weiterhin wird 

von der Angabe nach §3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Information verfügbar 

sind sowie von der zusammenfasssenden Erklärung nach §10 Abs. 4 BauGB abgesehen. Ferner wird 

gemäß §13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 

§ 4 Abs. 1 BauGB verzichtet. Der Flächennutzungsplan wird im Wege einer Berichtigung angepasst. 

Räumlicher Geltungsbereich 

5ŜǊ ǊŅǳƳƭƛŎƘŜ DŜƭǘǳƴƎǎōŜǊŜƛŎƘ ŘŜǎ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴǎ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊaße Süd - Innen-

ŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά ŜǊƎƛōǘ ǎƛŎƘ ŀǳǎ ŘŜǎǎŜƴ ȊŜƛŎƘƴŜǊƛǎŎƘŜƳ ¢ŜƛƭΦ 9Ǌ ǳƳŦŀǎǎǘ ŘƛŜ CƭǳǊǎǘǸŎƪŜ Ƴƛǘ ŘŜǊ CƭΦbǊΦ 
1675/26 und 1716 sowie Teilflächen der Flurstücke mit den Fl.Nrn. 23/4, 1675/2, 1676/7, 1676/10, 

1717/1 der Gemarkung Herbertingen und hat eine Größe von ca. 1,15 ha.  

Bestandteile der Satzung 

Bestandteil der Satzung ist der Bebauungsplan mit Grünordnung mit dem zeichnerischen und textli-

chen Teil vom 16.09.2020 

Beigefügt ist die Begründung mit Stand vom 16.09.2020 sowie die schalltechnische Untersuchung 

von em plan, vom 08.09.2020. 

Rechtsgrundlagen  

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 

3634). 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  

05. März 2010, letzte berücksichtigte Änderung: §§ 51, 52, 55, 70 sowie die Inhaltsübersicht ge-

ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. S. 612, 613)  

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

- Verordnung zur Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung der Planinhalte (PlanZV 90) vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04. Mai 

2017 (BGBl. I S. 1057). 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 

Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.September 2017 

(BGBl. I S. 3434) geändert worden ist. 
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IƛŜǊƳƛǘ ǿƛǊŘ ōŜǎǘŅǘƛƎǘΣ Řŀǎǎ ŘŜǊ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ - Innenent-

ǿƛŎƪƭǳƴƎά ƎŜƳŅǖ Ϡмоŀ .ŀǳD.Σ ōŜǎǘŜƘŜƴŘ ŀǳǎ ŘŜƳ ¢ŜȄǘǘŜƛƭ ό{ŜƛǘŜ 1 bis 39), der Satzung, den örtli-

chen Bauvorschriften, der Begründung und Zeichnung in der Fassung vom 16.09.2020 dem Gemein-

deratsbeschluss vom 16.09.2020  zu Grunde lag und diesem entspricht. 

 

Herbertingen, den __.__.____  

  Magnus Hoppe,  
Bürgermeister 

 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ ς LƴƴŜƴŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά gemäß §13a BauGB 

der Gemeinde Herbertingen tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung vom __.__._____ gem. § 10 

Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Herbertingen, den __.__.____  

  Magnus Hoppe,  
Bürgermeister 
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2 Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

 

Abgrenzung Geltungsbereich  

Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans mit Grünord-
ƴǳƴƎ α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ - LƴƴŜƴŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά  

2.1 Art der Baulichen Nutzung 

 

 

       

Sondergebiet (SO) mit Zweckbestimmung  αLebensmittelmarktά  

nach § 11 BauNVO im Quartier Q1 

Zugelassen ist im Quartier 1 Nahversorgungsbetriebe mit einem Le-
bensmittelvollsortiment mit einer Verkaufsfläche bis zu 800 m² inklu-
sive betriebstypenspezifischen Randsortimentsanteilen sowie die 
hierzu gehörenden Neben- und Lagerräume sowie Außenanlagen 
(Stellplätze). 

       Q 2 Ausschluss von Vergnügungsstätten gem. §9 Abs. 2b BauGB 

Im östlichen durch das Planzeichen 15.14 (PlanZV) abgegrenzte Plan-
gebiet Quartier Q2 mit der Flurstücksnummer 1657/26, Gmkg. Herber-
tingen sind Vergnügungsstätten im Sinne des §9 Abs. 2b BauGB ausge-
schlossen. 

 

2.2 Maß der Baulichen Nutzung 

 

 

 

Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), hier: 0,6  

Durch Stellplätze und Zufahrten darf die GRZ bis max. 0,8 überschrit-
ten werden. 

 

 

 
Dachhöhe (DH) 

Maximal zulässige Dachhöhe in Meter über den in der Planzeichnung 
angegebenen Höhenbezugspunkt bis Oberkante Dachhaut. Die Dach-
höhe bezieht sich bei Flachdächern auf die Oberkante der Attika. Bei 
Pultdächern auf die höchste Stelle des Daches (First), hier: 8,5 m. 

 

 

Maßgebender Höhenbezugspunkt für die Dachhöhe, siehe Planzeich-
nung.  
Dieser liegt am südlichen Straßenrand der bestehenden Austraße 
mittig der geplanten Zufahrt zum Sondergebiet Quartier Q1. 
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2.3 Bauweise und Baugrenzen 

 

 

Offene Bauweise (o) 

Bauliche Anlagen sind mit seitlichem Grenzabstand gemäß §5 LBO zu 
errichten. 

 

 

Baugrenze 

Ein Vortreten vor Baugrenzen mit untergeordneten Bauteilen gemäß 
§5 Abs. 6 LBO ist gemäß §23 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise in gering-
fügigem Ausmaß (maximale Überschreitung von 10m²) zulässig. 

 

 

 

Abgrenzung für Stellplätze und Zufahrten 

Im Sondergebiet (SO) sind Stellplätze und Zufahrten nur innerhalb des 
umgrenzten Bereiches sowie innerhalb des Baufensters zulässig.  
Stellplätze sind in wasserdurchlässigen Belag (z.B. mit Sickerpflaster) 
auszuführen.  

 Nebenanlagen Notwendige, der Versorgung des Plangebietes dienende Nebenanla-
gen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO sind auch außerhalb der Baugrenzen zu-
lässig.  
Nebenanlagen haben von öffentlichen Flächen einen seitlichen Grenz-
abstand von min. 1,00 m einzuhalten.  

Nicht zugelassen sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO außer-
halb der überbaubaren Flächen.  

Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig. Ausnahmsweise 
sind Werbeanlagen gemäß den örtlichen Bauvorschriften (siehe 
Ziff.2.2.1) auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.  

Im Sondergebiet sind innerhalb der gekennzeichneten Flächen für 
Stellplätze auch Überdachungen für Einkaufswagenboxen und Aktions-
boxen mit einer Grundfläche von jeweils 15 m² zulässig. 

2.4 Verkehrsflächen 

 

 

Öffentliche Verkehrsfläche 

Ausführung in befestigter Art (z.B. Schwarzdecke, Pflasterflächen, etc.)  

 

 

Öffentliche Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung: Fußweg. 

 

 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 
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Die Anlage von Ein- und Ausfahrten ist nur in den gekennzeichneten 
Bereichen über die Austraße zulässig. Eine direkte Ein- und Ausfahrt 
auf die Bahnhofstraße ist nicht zulässig. 

2.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft, Grünordnung 

 

 

Öffentliche Grünfläche, Verkehrsgrün 

Entwicklung von artenreichen Blühstreifen durch die Ansaat eines ge-
eigneten, autochthonen Saatguts. 

 

 

Bestandsbaum, zu erhalten 

 

 

Zu pflanzender Baum ς Lage variabel 

Je 500 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist min. 1 Baum I. oder II. 
Ordnung oder heimische Obstbaumhochstämme anzupflanzen. Die 
Mindestgröße der zu pflanzenden Bäume I. und II. Ordnung beträgt 
16-18cm Stammumfang. Bereits auf dem Grundstück vorhandene 
Bäume können angerechnet werden.  

Mindestens einer der Bäume ist straßenbegleitend zu pflanzen.  

Neben heimischen Obstbaumhochstämmen sollen vorrangig Gehölze 
aus den Pflanzempfehlungen verwendet werden. 

  Die Lage der Anpflanzung auf dem Grundstück ist variabel. Dabei ist § 
16 Abs. 1 Nr. 5 NRG BW (Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg) zu 
berücksichtigen.  

Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im 
Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Verordnung zur Bekämp-
fung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung vom Dezember 
1985, BGBI. I 1985 S. 2551) genannten.   

 

 Boden-
versiegelung 

Bodenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken. Die Beläge für Stellplätze sind als wasserdurchlässiger Be-
lag auszuführen (z.B. wassergebundene Flächen, Schotterrasen, Pflas-
terflächen mit wasserdurchlässigen Fugenanteilen, Rasengittersteine). 

2.6 Weitere Planungsrechtliche Festsetzungen  

 

 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 
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Abgrenzung Kontingentierungsfläche für Quartier Q1, siehe Plan-
zeichnung 

 

 

Höchstzulässiges Emissionskontingent tag von 6:00 ς 22:00 Uhr in 
dB(A) / m², siehe Planzeichnung 

 

 

Höchstzulässiges Emissionskontingent nachts von 22:00 ς 06:00 Uhr 
in dB(A) / m², siehe Planzeichnung 

 
Immissions-
schutz 

Gewerbegeräusche, SO-Gebiet Lebensmittelmarkt  
 
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche ein 
Emissionskontingent LEK nach DIN 45691:2006-12 entsprechend nach-
folgender Tabelle nachweisen: 
Tab.: Emissionskontingente LEK nach DIN 45691  

Quartier Fläche in ha LEK in dB(A) / m² 

tags nachts 

Q1 0,43 59 44 

 
Die festgesetzten Emissionskontingente gelten für Immissionsorte au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans.  
Ein Vorhaben, dem eine ganze Teilfläche i zuzuordnen ist, erfüllt die 
schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der nach 
DIN ISO 9613-2 zum Zeitpunkt der Genehmigung berechnete Beurtei-
lungspegel Lr,j der vom Vorhaben ausgehenden Geräusche an allen 
maßgeblichen Immissionsorten j die Bedingung 
 

L r,j <= L EK,i ς ҟ L i, j (dB(A)) 
 

erfüllt. Die Berechnung von ҟ L i,j erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 
4.5. Die Lage des Quartiers ist der Planzeichnung zum Bebauungsplan 
zu entnehmen. Die Kontingente sind im Bebauungsplan durch Plan-
zeichnung eindeutig festgelegt. Im Übrigen gelten die Anforderungen 
der DIN 45691:2006.  
  

 
 

Leitungsrecht für Misch-, Regenwasserkanal zugunsten der Ge-
meinde 
Die im Bebauungsplan mit einem Leitungsrecht (LR) ausgewiesenen 
Erschließungsflächen dienen den Ver- und Entsorgungsträgern. Inner-
halb der geschützten Flächen dürfen keine baulichen und sonstigen  
Anlagen errichtet werden, die den ordnungsgemäßen Bestand oder 
Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden. 
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3 Kennzeichnung, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

3.1 Planzeichen 

 

 

Öffentliche Verkehrsfläche Bestand 

 

 

Parkplatz geplant 

 

 

Gebäude geplant 

 

 

Sichtdreieck 

 

 

Flurstücksgrenze (nachrichtliche Darstellung), Bestand 

 

 

Flurstücksnummer (nachrichtliche Darstellung), Bestand 

 

 

Bestandsgebäude (nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Wasserleitung, Bestand 

 

 

Gasleitung, Bestand 

 

 

Kanal, Bestand 

 

 

Bushaltestelle, Bestand 

 

 

Bestandsbaum, zu roden 
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Bemaßung in Meter 

 

3.2 Weitere Hinweise durch Text 

 Pflanzempfeh-
lung 

Bei der Bepflanzung der öffentlichen und privaten Grünflächen sollten 
nach Möglichkeit heimische Arten verwendet werden, wie z.B. 

Bäume I. Ordnung: 
Spitz-Ahorn  Acer platanoides 
Berg-Ahorn  Acer pseudoplatanus 
Stil-Eiche  Quercus robur 
Winter-Linde  Tilia cordata 
Sommer-Linde  Tilia platyphyllos 

Bäume II. Ordnung: 
Feld-Ahorn  Acer campestre 
Birke   Betula pendula 
Hainbuche  Carpinus betulus 
Vogelkirsche  Prunus avium 
Mehlbeere  Sorbus aria 

Obstbaumhochstämme:  
Im Raum typ. Kern- und Steinobstarten 

Großsträucher und Sträucher: 
Kornelkirsche  Cornus mas 
Hartriegel  Cornus sanguinea 
Haselnuss  Corylus avellana 
Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus 
Liguster   Ligustrum vulgare 
Heckenkirsche  Lonicera xylosteum 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus 

Zwerghecken: 
Schwarzer Geißklee Cytisus nigiricans  
Seidelbast   Daphne mezerum 
Färber-Ginster  Genista tinctoria 
Zwerg-Liguster  Ligustrum vulgare, Lodense 
Bibernellrose  Rosa pimipinellifolia 
Fingerstrauch  Potentilla fruticosa 

Ranker: 
Efeu    Hedera helix  
Wilder Wein  Parthenocisuss spec.  

Zu vermeiden ist die Pflanzung von Gehölzen, die als Zwischenwirt für 
die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau laut Verordnung zur 
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Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung vom 
20.12.1985, BGBI. I 1985 S. 2551) gelten. 

 Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Geltungs-
bereiches sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmigungen die arten-
schutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG zu berücksichtigen (Tö-
tungs- und Verletzungsverbot, Störungs- und Schädigungsverbot).  

¶ Bei Baufeldfreimachungen und Gehölzrodungen sind die allge-
meinen Schutzzeiten vom 01.03. bis 30.09. nach § 39 
BNatSchG und die Artenschutzvorschriften nach §44 BNatSchG 
zu beachten (Tötungsverbot geschützter Arten, Zerstörungs-
verbot von Lebensstätten während den Schutzzeiten etc.). 

¶ Vorhandene Fledermauskästen an zu fällenden Bäumen sind 
an geeigneten Bäumen in der Umgebung umzuhängen. 

¶ Während der Bauphase dürfen in den Aktivitätszeiträumen 

von Fledermäusen (Ende März bis Ende Oktober in Abhängig-

keit mit der jährlichen Witterung) Bautätigkeiten nur bei Hel-

ligkeit durchgeführt werden; von einer nächtlichen Beleuch-

tung ist abzusehen.  

 

 Großflächig 
spiegelnde Glas-
scheiben 

 

Um Transparenzsituationen, bei denen Vögel durch eine oder mehrere 
Glasscheiben hindurch attraktive Ziele sehen können und beim Anflug-
versuch mit den Scheiben kollidieren sind gläserne Verbindungsgänge, 
über-Eck-Situationen mit Durchsicht, Glaspavillons und großflächig 
spiegelnden Glasscheiben baulich zu vermeiden. Sofern solche Flächen 
baulich nicht von vornherein vermieden werden können, sind spiege-
lungsarme Scheiben, insbesondere aber eine geeignete Strukturierung 
der Scheiben zur Risikoreduzierung geeignet. 

 Immissionen Das Baugebiet grenzt unmittelbar an eine landwirtschaftliche Fläche 
an. Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigungen, die im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung auftreten können, sind zu dulden.   

 

 Auffälligkeiten 
bei der Boden-
beschaffenheit 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen vor. Sollten sich im 
Zuge der Baumaßnahme Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit ab-
zeichnen und werden Ablagerungen oder Altlasten angetroffen, sind 
ggf. weiteren Maßnahmen in Abstimmung mit den zuständigen Fach-
behörden (Landratsamt Sigmaringen) durchzuführen. 

 Verkehrsflächen Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers: 

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an den öffentlichen 
Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken Randeinfassungen mit 
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unterirdischen Stützbauwerken (Hinterbeton für Randsteine bzw. Stell-
platten) entlang der Grundstücksgrenze in einer Breite von 0,3 m und 
einer Tiefe von ca. 0,5m zu dulden. 

 Beleuchtungs-
körper und Hin-
weisschilder 

 

Auf die Pflicht des Grundstückseigentümers der Duldung von Haltevor-
richtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuch-
tung einschl. der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kenn-
zeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstück (§126 (1) BauGB) sowie die Duldung von Verkehrszeichen 
nach dem StrG wird verwiesen.   

 Außenbeleuch-
tungen 

 

Im Bereich der Park/Stellflächen und Außenanlagen sind insekten-
freundliche Lichtquellen zu verwenden. Die Nachtbeleuchtung ist auf 
das notwendigste Minimum zu reduzieren. Aus artenschutzrechtlichen 
Gründen sind Außenleuchten mit nach unten gerichtetem Lichtpunkt 
mit einer Farbtemperatur der Leuchtmittel von maximal 3000 Kelvin   
zu verwenden. Die Lampen sollen oberhalb von 85° zur Senkrechten 
kein Licht abstrahlen und staubdicht eingekoffert sein.  

 Bodenschutz Bei Bauvorhaben ist das Merkblatt des LandkreƛǎŜǎ {ƛƎƳŀǊƛƴƎŜƴ α.ƻπ
ŘŜƴǎŎƘǳǘȊ ōŜƛ .ŀǳŀǊōŜƛǘŜƴϦ ǎƻǿƛŜ ŘƛŜ 5Lb мфтом αά±ŜǊǿŜǊǘǳƴƎ Ǿƻƴ 
.ƻŘŜƴƳŀǘŜǊƛŀƭά Ȋǳ ōŜŀŎƘǘŜƴΦ Verdichtungen bei Erdbauarbeiten sind 
zu vermeiden; diese sind daher bei trockener Witterung und gutem, 
trockenen, bröseligen, nicht schmierenden Boden auszuführen.  

Hinsichtlich des Bodenschutzes sind die einschlägigen fachlichen Vor-
gaben zu berücksichtigen ("Das Schutzgut Boden in der naturschutz-
ǊŜŎƘǘƭƛŎƘŜƴ 9ƛƴƎǊƛŦŦǎǊŜƎŜƭǳƴƎάΤ .ƻŘŜƴǎŎƘǳǘȊ нпΣ [ŀƴŘŜǎŀƴǎǘŀƭǘ ŦǸǊ ¦Ƴπ
welt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg, 2012 sowie 
Ökokonto-Verordnung ς ÖKVO vom 19. Dezember 2010). Dies gilt so-
wohl für Abtrag, Zwischenlagerung als auch Auftrag des vorhandenen 
Bodens. Der humose Oberboden sollte zu Beginn der Bauarbeiten auf 
allen beanspruchten Flächen abgeschoben und auf geeigneten Flächen 
eingebracht werden. Der Erdaushub sollte bis zum sachgerechten Ein-
bau in Mieten zwischengelagert werden. 

Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzel-
baren Bodenschicht oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV) anzuwenden. 

Sollte anfallender Bodenaushub für Auffüllungen im Außenbereich 
ǾƻǊƎŜǎŜƘŜƴ ǎŜƛƴΣ ƛǎǘ Řŀǎ aŜǊƪōƭŀǘǘ α9ǊŘŀǳŦŦǸƭƭǳƴƎŜƴκ 9ǊŘŀǳŦǎŎƘǸǘǘǳƴπ
ƎŜƴ ƛƳ !ǳǖŜƴōŜǊŜƛŎƘά Ȋǳ ōŜŀŎƘǘŜƴΦ 5ƛŜ entsprechenden Anträge zur 
Genehmigung der Auffüllung sind rechtzeitig beim Landratsamt Sigma-
ringen, Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz einzureichen. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, 
ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften 
ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise 
zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 
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Zur Sicherstellung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes wird 
eine bodenkundliche Baubegleitung (BBB gemäß DIN 19639) empfoh-
len. 

Baumaterialien, die eine nachweisliche Belastung für Mensch oder 
Umwelt zur Folge haben, sind bei der Bauausführung zu vermeiden. 

 Grundwasser-
schutz / Wasser-
versorgung 

!ǳŦ Řŀǎ aŜǊƪōƭŀǘǘ α²ŀǎǎŜǊǾŜǊǎƻǊƎǳƴƎΣ DǊǳƴŘǿŀǎǎŜǊǎŎƘǳǘȊ und Be-
ōŀǳǳƴƎǎǇƭŅƴŜά ǿƛǊŘ ƘƛƴƎŜǿƛŜǎŜƴΦ Die Anforderungen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, Diesel 
etc.) sind zu beachten. 

 Niederschlags-
wasserbeseiti-
gung 

 

Es sollte u.a. beachtet werden: 

Auf Flächen deren Niederschlagswasser über die Regenwasserkanalisa-
tion geleitet wird, darf kein Abwasser im Sinne von verunreinigtem 
Wasser anfallen. Entsprechende Arbeiten wie z.B. Autowäsche, Reini-
gungsarbeiten, sind nicht zulässig. 

Materialien für Dachinstallation: Die Verwendung von unbeschichte-
tem Kupfer, Zink, Titanzink und Blei für kleinräumige Dachinstallatio-
nen wie bspw. Verwahrungen, Dachrinnen und Fallrohre wird zwar 
trotz ihrer negativen Auswirkungen auf den Metallgehalt im Regen-
wasser toleriert, aus Gründen des Gewässerschutzes wäre jedoch ein 
Verzicht auf diese Materialien wünschenswert. Als Alternative für Rin-
nen und Fallrohre stehen Edelstahl, Aluminium, beschichtete Zink- o-
der Aluminium- und Kunststoffteile zur Verfügung. 

Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und un-
befestigten Flächen ist der § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (Hand-
habung von Niederschlagswasser) sowie § 46 Wassergesetz (Abwas-
serbeseitigungspflicht) für Baden-Württemberg zu beachten. Hierbei 
sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, das Merkblatt 
der DWA-A-138 sowie der Leitfaden zur naturverträglichen Regenwas-
serbewirtschaftung anzuwenden. 

 Baugrund Durch Erfahrungswerte aus der umliegenden Bebauung kann im Allge-
meinen eine Bebaubarkeit des Grundstücks erwartet werden. Aller-
dings wird den Bauherren empfohlen, bei Bedarf eigene objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro durchführen zu lassen. 
 

 Archäologische 
Funde, Boden-
denkmäler 

Sollten archäologische Funde (Scherben, Metallteile, Knochen) oder 
Befunde (Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) angetroffen wer-
den, ist die Archäologische Denkmalpflege beim Regierungspräsidium 
Tübingen unverzüglich zu benachrichtigen.   

Die Möglichkeit zu Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen 
(§ 20 DSchG). Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten 
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Begutachtung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach An-
zeige, unverändert im Boden zu belassen. 

 Plangenauigkeit Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage einer digitalisierten Flur-
karte erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit auszugehen, wo-
bei sich dennoch im Rahmen einer späteren Ausführungsplanung oder 
Einmessung Abweichungen ergeben können. Dafür kann seitens der 
Gemeinde und des Planungsbüros LARS consult, Memmingen, keine 
Gewähr übernommen werden.  

 Einrichtungen 
für die Strom-
versorgung 

Die Festlegung geeigneter Standorte für notwendige Kabelverteiler-
schränke, Leuchten oder ähnliche Einrichtungen in öffentlichen bezie-
hungsweise privaten Flächen sowie mögliche Vereinbarungen diesbe-
züglich behält sich die Gemeinde Herbertingen vor.  
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN NACH LANDESBAUORDNUNG 

(LBO) 

1 Präambel 

Nach §74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in Verbindung mit §4 der Gemeinde-

ordnung (GemO) für Baden-Württemberg jeweils in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gülti-

gen Fassung, hat der Gemeinderat der Gemeinde Herbertingen am 16.09.2020 zu dem Bebauungs-

plan mit Grünordnung α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ - LƴƴŜƴŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά ŦƻƭƎŜƴŘŜ ǀǊǘƭƛŎƘŜ .ŀǳǾƻǊǎŎƘǊƛŦǘŜƴ 

beschlossen: 

Räumlicher Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes mit 

DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ αBahnhofstraße Süd - Innenentwicklungά ŘŜǎ tƭŀƴǳƴƎǎōǸǊƻǎ [!w{ Ŏƻƴǎǳƭǘ ƛƴ ŘŜǊ Cŀǎπ

sung vom 16.09.2020 und umfasst die Flurstücke mit den Fl.Nrn. 1675/26 und 1716 sowie Teilflächen 

der Flurstücke mit den Fl.Nrn. 23/4, 1675/2, 1676/7, 1676/10,  1717/1 der Gemarkung Herbertingen 

und hat eine Größe von ca. 1,15 ha. Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. 

Bestandteile der Satzung 

Die Örtlichen Bauvorschriften bestehen aus den textlichen Festsetzungen der Örtlichen Bauvorschrif-

ten (Teil B) und deren Begründung vom 16.09.2020. 

Rechtsgrundlagen  

- Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010. Letzte berück-

sichtigte Änderung: mehrfach geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fassung vom 24. 

Juli 2000. Letzte berücksichtigte Änderung: § 39 geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. 

Mai 2019 (GBl. S. 161, 186). 

- Gesetz über das Nachbarrecht (Nachbarrechtsgesetz - NRG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. Januar 1996, letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert durch Gesetz vom 4. 

Februar 2014 (GBl. S. 65). 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von §75 Landesbauordnung (LBO) handelt, wer im räumlichen Geltungsbe-

reich dieser Satzung vorsätzlich oder fahrlässig den vorgenannten örtlichen Bauvorschriften zuwider-

handelt. 

Ausfertigung 

Hiermit wird bestätigt, dass die Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften, der Begründung und der 

Zeichnung in der Fassung vom 16.09.2020 dem Gemeinderatsbeschluss vom 16.09.2020 zu Grunde 

lag und diesem entspricht. 
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Herbertingen, den __.__.____  

  Magnus Hoppe,  
Bürgermeister 

 

In-Kraft-Treten 

Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Herbertingen tritt mit der ortsüblichen 

Bekanntmachung vom __.__._____ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Herbertingen, den __.__.____  

  Magnus Hoppe,  
Bürgermeister 
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2 Festsetzung nach Landesbauordnung gemäß §74 LBO 

2.1 Dachgestaltung 

2.1.1 

 

Zulässige Dachformen der Haupt- und Nebengebäude: 
Pultdach (PD) und Flachdach (FD)  

Mit dem Hauptgebäude direkt verbundene Anbauten dürfen vom 
Hauptgebäude abweichende Dachformen aufweisen.  

Dacheinschnitte sind unzulässig (§ 74 Abs.1 LBO). 

2.1.2 

 

Zulässiger Dachneigungsbereich, hier von 0° bis max. 18°. 

2.1.3 Dachaufbauten Technische Dachaufbauten, Oberlichter dürfen die zugelassene Dach-
höhe um max. 1,0m überschreiten, sofern sie einen Abstand von min-
destens 1,5m gegenüber den Gebäudeaußenwänden vorweisen.  
Ausgenommen hiervon sind Werbeanlagen auf Vordächern unterhalb 
der max. zulässigen Dachhöhe. 
 

2.1.4 Bedachung Für die Dacheindeckung sind nicht reflektierende Materialien in ge-
deckten, nicht glänzenden Farbtönern auszuführen. Zulässige Materia-
lien für die Dacheindeckung sind Metall, naturrote Dachziegel, Folien 
sowie Dachbegrünungen, oder gleichwertiges. Dachbeläge aus unbe-
schichtetem Metall (z.B. Blei, Kupfer, Zink) sind nicht zulässig.  
 

2.1.5 Solartechnische 
Anlagen 

Anlagen (Eindeckungen + Fassaden) zur Nutzung der Primärenergie 
Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) sind zulässig. 
Aufständerungen sind unzulässig. 
 

2.2 Sonstige Festsetzungen 

2.2.1 Werbeanlagen Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig. Am Gebäude sind 
Werbeanlagen zulässig, wenn diese unterhalb der Dachattika bzw. der 
Traufkante des Hauptbaukörpers und parallel zur Fassade angeordnet 
werden. Werbeanlagen sind auch auf Vordächern unterhalb der max. 
zulässigen Wandhöhe zulässig, sowie freistehende Werbeanlagen 
(Werbepylone und Fahnenmasten) auch außerhalb der Baugrenzen, 
wenn diese eine Höhe von 6,0 m ab Fertigoberkante Außenbelag nicht 
überschreiten.  

Werbeanlagen auf dem Dach oder Werbeanlagen, die auf die Einsicht 
von oben abzielen, sind nicht zulässig. Besondere Werbungsträger, wie 
Ballone, bewegliche Schautafeln etc. sind ausgeschlossen. Ebenso aus-
geschlossen sind Lichtkegel oder Laserkegel (zu Werbezwecken), 
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Wechsellichtanlagen, blickende Leuchtwerbung und Anlagen mit frei-
liegenden Leuchtstoffröhren. 

2.2.2 Einfriedungen Mauern als Einfriedungen sind nicht zulässig, ausgenommen Mauer-
pfeiler von Zugängen und Toren. Sockel- und Stützmauern sind unzu-
lässig.  

Die Einfriedungen sind bis zu einer Gesamthöhe von 1,8 m zulässig. 
Der Zaun ist so zu gestalten, dass Kleintiere die Möglichkeit der Unter-
querung des Zaunes haben (kein durchgehender Sockel, ca. 15 cm Ab-
stand zum Boden).   

In Sichtbereichen an Kreuzungen und Zufahrten zu Grundstücken ist 
die Einfriedung so zu gestalten, dass die Sicht nicht beeinträchtigt 
wird. Einfriedungen und Bepflanzungen sind hier mit max. 0,80 m 
Höhe zulässig.  

Einfriedungen sind von der geplanten Grundstücksgrenze mit einem 
Mindestabstand von 0,5 m zu den öffentlichen Straßen- und Wegekan-
ten abzurücken.   

2.2.3 Außenantennen Empfangsanlagen zum Betrieb von Rundfunk-, Fernseh-, CB-Anlagen 
o.ä. sind zulässig. Antennen, die den o.g. Umfang überschreiten (z.B. 
zum Betrieb von überregionalen Funkanlagen mit seitlich abgespann-
tem Sendemast) sind unzulässig. (§ 74 Abs.1 LBO). 
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C BEGRÜNDUNG 

1 Planungsanlass 

Planungsziel des Bebauungsplans ist die Ausweisung von Entwicklungsflächen des Innenbereiches für 

ŘŜƴ ōŜǎǘŜƘŜƴŘŜƴ DŜǿŜǊōŜōŜǘǊƛŜō αbŜǘǘƻ-aŀǊƪǘάΦ 5ƛŜ CƭŅŎƘŜ ǎǸŘƭƛŎƘ ŘŜǊ .ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ ǎƻƭƭ ŘŀƘŜǊ 

als Sondergebiet mit Zweckbestimmung α[ŜōŜƴǎƳƛǘǘŜƭƳŀǊƪǘά ausgewiesen werden (Quartier Q1). 

Der bestehende Netto-Markt in der Bahnhofstraße möchte bereits seit mehreren Jahren seinen 

Standort in Herbertingen ausbauen. Eine Anpassung des bestehenden Marktes an den neuesten 

Stand der Technik ist wirtschaftlich nicht möglich. Eine Verlagerung mit Neubau auf dem angrenzen-

den Grundstück zum bestehenden Netto-Markt ist daher erforderlich. Die östliche Fläche (Quartier 

2), auf der sich der aktuell der Netto-Markt befindet, soll nur insoweit bauplanungsrechtlich geregelt 

werden, dass ein αTrading-Downά Effekt des örtlichen Umfeldes vermieden wird. Dies soll durch den 

Ausschluss von Vergnügungsstätten im Sinne des §9 Abs. 2b BauGB für das Gebiet Quartier 2 erreicht 

werden. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt über § 34 BauGB.  

Für das Plangebiet besteht aktuell kein rechtskräftiger Bebauungsplan. Der Planungsbereich liegt ge-

mäß Flächennutzungsplan in einem Mischgebiet. Südlich grenzt ein Wohngebiet an den Planungsbe-

reich an.   

Mit Aufstellung einer begleitenden Satzung über örtliche Bauvorschriften im Quartier Q1 sollen Fest-

setzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen, die Anforderungen an Werbeanlagen usw. 

für das geplante Sondergebiet mit Zweckbestimmung Einzelhandel getroffen werden. 

Die Gemeinde Herbertingen beabsichtigt die Nahversorgung der Bürger auch zukünftig zu gewähr-

leisten und die Belange der Wirtschaft zu fördern. 

Aus diesem Grund hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 24.07.2019 den Aufstellungsbeschluss 

ŦǸǊ ŘŜƴ !ƴƎŜōƻǘǎōŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴ α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ - Innenentwicklung mit örtlichen Bauvorschrif-

ten gefasst. 

 

2 Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens gemäß §13a BauGB 

5ƛŜ ƎŜƎŜƴǎǘŅƴŘƭƛŎƘŜ !ǳŦǎǘŜƭƭǳƴƎ ŘŜǎ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜǎ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ αBahnhofstraße Süd - Innen-

ŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB behandelt. Der Bebauungsplan 

begründet die Nachverdichtung zur Sicherstellung der Nahversorgung der Bürger durch einen Le-

bensmittelmarkt als eine Maßnahme der Innenentwicklung auf einer zulässigen Grundfläche im 

Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 m². Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten im 

beschleunigten Verfahren die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 

1 BauGB entsprechend.    

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB kann im beschleunigten Verfahren von der Umweltprüfung, von 

dem Umweltbericht, bei der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB von 

der Angabe, welche umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, von der zusammenfassenden 

Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB und von einer Überwachung nach § 4c BauGB abgesehen werden. 
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Ferner wurde gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB von den Verfahrensschritten zur Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. 

 

3 Planungsrechtliche Vorgaben 

3.1 Landesentwicklungsplan und Regionalplan 

Der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg aus dem Jahr 2002 ordnet die Gemeinde Herber-

tingen in der Region Bodensee-Oberschwaben dem Mittelbereich Bad Saulgau zu. Damit liegt die Ge-

ƳŜƛƴŘŜ ƛƴ ŘŜǊ DŜōƛŜǘǎƪŀǘŜƎƻǊƛŜ α±ŜǊŘƛŎƘǘǳƴƎǎōŜǊŜƛŎƘ [ŅƴŘƭƛŎƘŜǊ wŀǳƳ ƛƳ ŜƴƎŜǊŜƴ {ƛƴƴŜάΦ  DǊƻǖǊŅǳπ

ƳƛƎ ƛǎǘ ŘŜǊ .ŜǊŜƛŎƘ ŀƭǎ αǎǘǊǳƪǘǳǊǎŎƘǿŀŎƘŜǊ wŀǳƳά ŜƛƴƎŜǎǘǳŦǘΣ ŘŜǎǎŜƴ {ǘŅǊƪǳƴƎΣ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ǳƴŘ ¦Ƴπ

strukturierung ein Schwerpunkt der Raumordnung ist. Dieser soll gemäß den Grundsätzen und Zielen 

des LEP (Punkt 2.4.3) so entwickelt werden, dass günstige Wohnstandortbedingungen geschaffen 

und Ressourcen schonend genutzt sowie ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und 

Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten werden.  

Damit berücksichtigt der Bebauungsplan die Vorgaben der Landesplanungsbehörde. 

Bei der Siedlungsentwicklung kommt im LEP 2002 der Verringerung der Flächeninanspruchnahme 

große Bedeutung ȊǳΦ α5ƛŜ {ƛŜŘƭǳƴƎǎŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ƛǎǘ ǾƻǊǊŀƴƎƛƎ ŀƳ .ŜǎǘŀƴŘ ŀǳǎȊǳǊƛŎƘǘŜƴΦ 5ŀȊǳ ǎƛƴŘ 

Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu be-

rücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die In-

anspruchnahme von Böden mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft 

ist auf das Unvermeidbare zu beschränken. (Z. оΦмΦфύάΦ 

Die Möglichkeit der Sicherung und Weiterentwicklung des Lebensmittelmarktes am bestehenden 

Standort wurde untersucht. Künftige notwendige Erweiterungsmöglichkeiten für einen Lebensmittel-

markt, der den heutigen Vorschriften und Standards entspricht, stehen aus wirtschaftlichen standört-

lichen Gründen jedoch nicht zur Verfügung. Der Ausweichstandort befindet sich in einer örtlichen 

Freifläche, die allseitig einen baulichen Zusammenhang aufweist (Insellage). Aus diesem Grund befin-

det sich der gewählte Standort bereits in einer Ortslage und nicht in einem landschaftlich geprägten 

Umfeld.    

Der Regionalplan Bodensee- Oberschwaben befindet sich derzeit in der Fortschreibung. Im Entwurf 

des Regionalplanes ist Herbertingen als Kleinzentrum mit Siedlungsschwerpunkt ausgewiesen. Es 

liegt an der Landesentwicklungsachse Sigmaringen - Riedlingen bzw. Bad Saulgau. Entlang der Donau 

und den Hang hinauf bei Hundersingen ist ein Vorranggebiet für einen Regionalen Grünzug (Status: 

Verbindliche Planung) ausgewiesen, welcher sich nordwestlich des Planungsgebiets in ca. 950 m Ent-

fernung befindet. Das Plangebiet selbst liegt außerhalb von Schutzgebietsausweisungen oder sonsti-

gen Restriktionen. 

3.2 Flächennutzungsplan 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Bad Saulgau/ Herbertingen 

stellt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorwiegend gemischte Bauflächen vor. Teilweise 
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reicht der Geltungsbereich im Süden an eine angrenzende Wohnbaufläche und beinhaltet eine öf-

fentlichen Grünfläche (Grünverbindung), die entlang dem Südrand und in Fortsetzung der Erschlie-

ßungsstraße Angergraben dargestellt ist.  

Nördlich der Bahnhofstraße grenzen im Osten gemischte Bauflächen, im Norden gewerbliche Bauflä-

chen und im Westen Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen, Elektrizität, an. 

 

Abbildung 1: Auszug rechtskräftiger Flächennutzungsplan mit Geltungsbereich (ohne Maßstab) 

 

5ŜǊ DŜƭǘǳƴƎǎōŜǊŜƛŎƘ ŘŜǎ ǾƻǊƭƛŜƎŜƴŘŜƴ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜǎ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ α.ŀƘƴƘƻŦǎǘǊŀǖŜ {ǸŘ - In-

ƴŜƴŜƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎά liegt bereits überwiegend innerhalb der im rechtskräftigen Flächennutzungsplan 

dargestellten gemischten Bauflächen. Eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes gem. §13a Abs. 2 

Nr. 2 BauGB wird vorgenommen. Der westliche Bereich (Quartier Q1) bis zur Austraße ist als Sonder-

gebietsfläche mit Zweckbestimmung Einzelhandel darzustellen. Der östliche Bereich (Quartier Q2) 

bleibt unverändert. Die bisher dargestellte Grünfläche (Grünzug) wird in der weiteren Planung aufge-

nommen und entlang des Angergrabens im vorliegenden Bebauungsplan als öffentliche Grünfläche 

mit Entwicklung von Gehölzhecken konkretisiert.  

 

4 Das Baugebiet 

4.1 Lage, Größe und Nutzung 

Das Plangebiet liegt im Nordwesten der Gemeinde Herbertingen im Landkreis Sigmaringen und um-

fasst die Flurstücke mit den Fl.Nr. 1716 und 1675/26 sowie Teilflächen der Flurstücke mit den Fl.Nr. 

23/4, 1675/2, 1676/7, 1676/10, 1715, 1717/1 der Gemarkung Herbertingen.  

Der gesamte Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 1,15 ha. Davon entfallen auf das westliche 

Quartier 1 ca. 7059 m² und auf das Quartier 2 im Osten ca. 4417 m². 
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Abbildung 2:  Luftbild des Geltungsbereichs (schwarz umrahmt). 

Der östliche Teil des Geltungsbereichs ist vom bestehenden Nettomarkt und dem dazugehörigen 

Parkplatz geprägt (Quartier 2). Auf dem Gelände wurden mehrere junge Bäume gepflanzt. Im Nord-

westen an den Netto-Markt angrenzend befindet sich eine Versickerungsmulde. 

Der westliche Teil des Geltungsbereichs (Quartier 1) wird derzeit als artenarmes Intensivgrünland ge-

nutzt. Im südlichen Bereich befindet sich eine Kleingartenanlage (private Gemüsebeete mit Gehölzen 

,zwei Walnussbäumen und sieben mittelstämmige Obstbäume). Vier weitere Obstbäume befinden 

sich in der südlichen Verlängerung des Umgriffs, entlang der bestehenden Wohnbebauung (FlNr. 

1676/7). Diese werden in die Planung durch Ausweisung einer öffentlichen Grünfläche integriert und 

bleiben erhalten. Entlang dem Angerweg befinden sich derzeit temporär zwei Mobilwohnheime mit 

einer standortfremden Thujahecke, welche im Rahmen des Vorhabens entfernt wird. Im Nordwesten 

zur Bahnhofsstraße hin, besteht eine Straßenböschung mit einer Baumgruppe im Osten (zwei Wei-

den und eine Esche), welche im Zuge der Planung erhalten werden.  

An den Geltungsbereich grenzen folgende Flächen und Nutzungen an: 

¶ Im Norden: Bahnhofstraße mit Bushaltestelle und Gehweg, Austraße; 

¶ Im Osten: Lange Straße; 

¶ Im Süden: Wohngebiet mit Kleingartenanlage im Osten 

¶ im Westen: Landwirtschaftliche Nutzfläche mit Wohnhaus. 

Der Geltungsbereich wird durch den Grünzug und Wirtschaftsweg (Fußpfad) Angergraben in die 

Quartiere Q1 im Westen und Q2 im Osten getrennt. 

Kleingärten 

Quartier 1 

Quartier 2 
































